
2. Ist Art. 15 des Sitzstaatabkommens in Verbindung mit 
Art. 36 der Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken (ESZB) und der EZB einschränkend so auszulegen, 
dass die Anwendbarkeit des leistungsbegründenden 
deutschen Sozialrechts auf die Bediensteten der EZB 
lediglich dann ausgeschlossen ist, wenn den Bediensteten 
nach den „Beschäftigungsbedingungen“ eine vergleichbare 
Sozialleistung durch die EZB erbracht wird? 

3. Falls Frage 2 verneint wird: 

a) Sind die genannten Vorschriften so auszulegen, dass sie 
der Anwendung einer nationalen Vorschrift entgegenste­
hen, die für die Gewährung von Familienleistungen allein 
dem Territorialitätsprinzip folgt? 

b) Sind die Erwägungen des Gerichtshofs aus der Rechts­
sache Bosmann (Rs. C-352/06, Slg. 2008, I-3827, 
Rn. 31-33) auf die Anwendung der genannten Vorschrif­
ten übertragbar? Spricht Art. 15 des Sitzstaatabkommens 
in Verbindung mit Art. 36 der Satzung des ESZB und 
der EZB der Bundesrepublik Deutschland nicht die Be­
fugnis ab, den in ihrem Gebiet wohnhaften Beschäftigten 
der EZB Familienbeihilfen zu gewähren? 

Klage, eingereicht am 16. Februar 2011 — Europäische 
Kommission/Italienische Republik 

(Rechtssache C-68/11) 

(2011/C 145/10) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
A. Alcover San Pedro und S. Mortoni) 

Beklagte: Italienische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
1999/30/EG des Rates vom 22. April 1999 über Grenz­
werte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoff­
oxide, Partikel und Blei in der Luft ( 1 ), jetzt Art. 13 Abs. 1 
der Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere 

Luft für Europa ( 2 ) verstoßen hat, dass sie für mehrere auf­
einander folgende Jahre die Grenzwerte für die PM10-Par­
tikel in der Luft in vielen Gebieten und Ballungsräumen und 
für die Luftqualität im gesamten italienischen Hoheitsgebiet 
überschritten hat; 

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Art. 5 der Richtlinie 1999/30 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass 
die PM10-Konzentrationen in der Luft die Grenzwerte des 
Anhangs III Abschnitt I der Richtlinie ab den dort genannten 
Zeitpunkten nicht überschreiten. Der hier relevante Zeitpunkt 
sei der 1. Januar 2005. 

Bei der Auswertung der für die Jahre 2005-2007 übermittelten 
Jahresberichte habe die Kommission Überschreitungen der 
Grenzwerte für PM10-Partikel in zahlreichen Gebieten und städ­
tischen Ballungsräumen festgestellt. Außerdem zeigten die 
jüngsten von Italien übermittelten Daten für 2009, dass die 
Überschreitungen der Tages- und/oder Jahresgrenzwerte in ca. 
70 Gebieten weiterhin bestünden. 

Italien habe es deshalb versäumt, seinen Verpflichtungen aus 
Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 1999/30 in Bezug auf diese Gebiete 
und Jahre nachzukommen. 

( 1 ) ABl. L 163, S. 41. 
( 2 ) ABl. L 152, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen der Rechtbank van eerste 
aanleg te Brugge (Belgien), eingereicht am 16. Februar 

2011 — Connoisseur Belgium BVBA/Belgische Staat 

(Rechtssache C-69/11) 

(2011/C 145/11) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Rechtbank van eerste aanleg te Brugge 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Connoisseur Belgium BVBA 

Beklagter: Belgische Staat
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Vorlagefrage 

Verstößt Art. 26 des Mehrwertsteuergesetzbuchs gegen Art. 11 
Teil A Abs. 1 Buchst. a der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG ( 1 ), 
jetzt Art. 73 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem ( 2 ), und gegen den Grundsatz der Neutralität der Mehrwert­
steuer, wenn diese Vorschrift dahin ausgelegt wird, dass Mehr­
wertsteuer geschuldet wird auf Ausgaben und Beträge, die dem 
Vertragspartner vertraglich in Rechnung gestellt werden dürfen, 
aber nicht in Rechnung gestellt werden? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Upper Tribunal (Immi­
gration and Asylum Chamber) London (Vereinigtes König­
reich), eingereicht am 22. Februar 2011 — The Secretary of 
State for the Home Department/Muhammad Sazzadur Rah­

man, Fazly Rabby Islam, Mohibullah Rahman 

(Rechtssache C-83/11) 

(2011/C 145/12) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Upper Tribunal (Immigration and Asylum Chamber) London 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: The Secretary of State for the Home Department 

Beklagte: Muhammad Sazzadur Rahman, Fazly Rabby Islam, 
Mohibullah Rahman 

Vorlagefragen 

1. Verpflichtet Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG ( 1 ) 
einen Mitgliedstaat zum Erlass von Rechtsvorschriften, um 
die Einreise in den Mitgliedstaat bzw. den Aufenthalt dort 
für Gruppen von Familienangehörigen zu erleichtern, die 
keine Unionsbürger sind, wenn diese die Voraussetzungen 
nach Art. 10 Abs. 2 erfüllen? 

2. Können sich die in Frage 1 bezeichneten Familienangehöri­
gen auf die unmittelbare Geltung von Art. 3 Abs. 2 
der Richtlinie 2004/38/EG berufen, wenn sie nach nationa­
len Rechtsvorschriften bestehende Voraussetzungen nicht 
erfüllen? 

3. Gehören zu der Gruppe von nicht unter die Definition in 
Art. 2 Nr. 2 fallenden Familienangehörigen nach Art. 3 

Abs. 2 und Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG nur 
solche Personen, die sich in demselben Mitgliedstaat auf­
gehalten haben wie der Unionsbürger und dessen Ehegatte, 
bevor der Unionsbürger in den Aufnahmestaat kam? 

4. Muss es sich bei dem Unterhaltsverhältnis gemäß Art. 3 
Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG, auf das sich der Familien­
angehörige zur Begründung seines Begehrens auf Einreise in 
den Aufnahmestaat stützt, um ein Unterhaltsverhältnis han­
deln, das kurz vor dem Zuzug des Unionsbürgers in den 
Aufnahmestaat bestand? 

5. Kann ein Mitgliedstaat besondere Voraussetzungen hinsicht­
lich der Art oder Dauer des Unterhaltsverhältnisses solcher 
Familienangehöriger nach Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
2004/38/EG vorsehen, um zu verhindern, dass ein Unter­
haltsverhältnis nur vorgespiegelt oder unnötig herbeigeführt 
wird, um einem Ausländer die Einreise in sein Hoheitsgebiet 
oder den weiteren Aufenthalt dort zu ermöglichen? 

6. Muss das von dem Familienangehörigen zur Begründung 
seines Einreisebegehrens in den Mitgliedstaat geltend ge­
machte Unterhaltsverhältnis für eine gewisse Dauer oder 
auf unbestimmte Zeit im Aufnahmestaat fortbestehen, 
damit eine Aufenthaltskarte nach Art. 10 der Richtlinie 
2004/38/EG ausgestellt oder verlängert werden kann, 
und, wenn ja, wie ist ein solches Unterhaltsverhältnis 
nachzuweisen? 

( 1 ) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. 
L 158, S. 77). 

Vorabentscheidungsersuchen des Korkein hallinto-oikeus 
(Finnland), eingereicht am 24. Februar 2011 — Marja-Liisa 

Susisalo, Olli Tuomaala, Merja Ritala 

(Rechtssache C-84/11) 

(2011/C 145/13) 

Verfahrenssprache: Finnisch 

Vorlegendes Gericht 

Korkein hallinto-oikeus 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Marja-Liisa Susisalo, Olli Tuomaala, Merja 
Ritala
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